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Spielverordnung: Verkauft die FDP den Spielerschutz?

Zur Antwort der Bundesregierung auf eine schriftliche Frage über die Umsetzung
der Spielverordnung erklärt die Drogenbeauftragte der SPD-Bundestagsfraktion
Angelika Graf:

Die Bundesregierung schließt nicht aus, die von ihr seit Jahren vollmundig
angekündigte Novelle der Spielverordnung jetzt komplett scheitern zu lassen.
Der Grund dafür: Der Bundesrat hat es gewagt, den vielen Worten der
Bundesregierung Taten folgen zu lassen und ernsthafte Vorschläge für mehr
Spielerschutz in die Novelle aufzunehmen.

In seinem Beschluss vom 5. Juli 2013 hat der Bundesrat eine Entschärfung der
Geldspielautomaten beschlossen, die mit mehreren Maßnahmen erfolgen soll.
Unter anderem sollen das Punktespiel und Autostarttasten verboten werden. Das
Bundeswirtschaftsministerium dagegen wollte diese bisher nicht eindeutig
geregelten Funktionen, vor denen alle Suchtexperten seit langem warnen,
nachträglich legalisieren. Anders als das Bundeswirtschaftsministerium hat sich
der Bundesrat zudem für eine deutliche Senkung der maximal möglichen
Gewinne und Verluste an den Automaten ausgesprochen.

Das Bundeswirtschaftsministerium und Herr Rösler sind offenbar fest an der
Leine der Glücksspielbranche. Nach den Enthüllungen über wirtschaftliche und
finanzielle Beziehungen der FDP mit der Gauselmann AG im Herbst letzten
Jahres kann das allerdings nicht überraschen. Offenbar kann man sich bei der
FDP Gesetze erkaufen. Anders ist nicht zu erklären, warum Herr Rösler alle
Forderungen der Suchtexperten, alle Vorschläge der Länder und sogar die
Erkenntnisse aus dem vom Ministerium selbst veröffentlichten
Evaluierungsbericht zur letzten Novelle der Spielverordnung so hartnäckig
ignoriert. Vor allem, wenn das selbsterklärte Ziel der Novelle die Reduzierung der
Suchtgefahr ist.

http://www.spdfraktion.de/node/34733
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Wie die Bundesregierung in Antworten auf schriftliche Fragen einräumte,
verhandelt das Bundeswirtschaftsministerium sogar offenbar lieber bevorzugt mit
der Branche als mit den Ländern. So traf sich das Bundeswirtschaftsministerium
bereits im April am Tag vor einer wichtigen Sitzung der Arbeitsgruppe
Spielverordnung mit Branchenvertretern im Ministerium zum Austausch. Die
Länder waren dagegen erst am Tag nach der Sitzung eingeladen.

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat dem Treiben der FDP vier Jahre lang nur
zugesehen. Als „Bundeskanzlerpräsidentin“ wollte sie lieber über den Dingen
schweben. Wenn sie jetzt nicht eingreift, muss sie sich den Vorwurf gefallen
lassen, die unerträgliche Lobbypolitik der FDP zu ermöglichen und trägt für die
ungebremste Ausbreitung der Glücksspielsucht die Verantwortung.
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